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Zusammenhang
Die Debatte über das allgemeine Wahlrecht
 ist weder neu noch auf Luxemburg beschränkt. In Luxemburg beschäftigt sich ASTI seit 1981 mit dem Thema, welches eines der Gründe seiner Entstehung ist. Die Debatte, die weltweit in zahlreichen Ländern in den letzten Jahrzehnten geführt wurde, ist besonders heftig in Ländern, die mit hohen Einwanderungszahlen konfrontiert sind. In der Europäischen Union, ein einzigartiges Konstrukt in der Geschichte, hat die Debatte zur Entstehung einer europäischen Bürgerschaft
 parallel zur nationalen Identität geführt und somit das Konzept des 'Ausländers' an sich relativiert. 
Doch ist die Situation in Luxemburg eine ganz besondere, da mehr als 44% der wohnhaften Bevölkerung eine andere Nationalität hat und derzeit nicht an Parlamentswahlen teilnehmen kann. Dieser Prozentsatz wird weiterhin steigen; die Kluft zwischen wahlberechtigter und ansässiger Bevölkerung wird also immer größer werden.
 Diese Entwicklung stellt eine Gefahr für die soziale Kohäsion und die Zukunft unseres Landes dar. Es ist nicht vertretbar, dass die derzeit in Luxemburg ansässige ausländische Bevölkerung, die fast die Hälfte der gesamten Population ausmacht, die gleichen Pflichten aber nicht die gleichen Rechte hat, wie die Luxemburger. Nicht nur, dass die ausländischen Mitbürger in gewisser Weise als nicht zählende Bürger abgestempelt werden, was allen Anstrengungen zur Inklusion in einer globalisierten Welt widerspricht, sondern wir verhindern die notwendige Beteiligung einer Bevölkerungsgruppe zur Gestaltung eines Luxemburgs von morgen. 
Vorschlag der Plattform 

Die Plattform befürwortet die Initiative der Regierung eine konstruktive Debatte zum Thema im Rahmen der Verfassungsreform einzuleiten. 
Getreu seiner Devise "gemeinsam leben, arbeiten, entscheiden", hat die Plattform sich stets während der letzten Kommunal- und Europawahlkampagne für das Wahlrecht nach Wohnsitz, und nicht nach Nationalität, eingesetzt. In Bezug auf das aktuelle Geschehen hinsichtlich des vorgesehenen Referendums unter anderen zu diesem Thema, kämpft sie für das Prinzip der Öffnung des Wahlrechts auf die gesamte in Luxemburg ansässige Bevölkerung. 
Mit diesem Plädoyer, zielt die Plattform auf einen breiten Konsens in der Gesellschaft Luxemburgs zu diesem Prinzip, das in die neue Verfassung einfließen soll, ab. Sie möchte den Teil der Zivilgesellschaft, der die demokratische Erweiterung befürwortet, unterstützen. 
Argumente FÜR das Wahlrecht
Das Wahlrecht auf die ausländische Bevölkerung zu erweitern, bedeutet ...
... einer demokratischen Notwendigkeit gerecht zu werden 
Die Tatsache, dass Personen, die in Luxemburg dauerhaft wohnen, Steuern zahlen, Kinder in die Schule schicken, das Leben mitgestalten und entscheidend zum Erfolg unseres Landes beitragen, nicht an politischen Entscheidungen teilhaben können, widerspricht den demokratischen Prinzipien der Mitbestimmung und der Legitimität. Wie kann eine Regierung, die von weniger als der Hälfte der ansässigen Bevölkerung gewählt wurde, als rechtmäßiger Vertreter der gesamten Gesellschaft angesehen werden?
... der für Luxemburg so besonderen demographischen Situation gerecht zu werden

2014 haben mehr als 44% der Bevölkerung eine andere Staatsangehörigkeit als die luxemburgische. Es ist somit nicht richtig zu behaupten, die Abgeordnetenkammer und die Regierung seien Vertreter der Bevölkerung. Diese Diskrepanz zwischen ansässiger und wahlberechtigter Bevölkerung, die sich weder stabilisiert noch reduziert, wird stattdessen weiter anwachsen. Es muss also dringend gehandelt werden. Das demokratische Defizit wird sich verschlimmern und die Minderheit "ohne Stimme" wird in absehbarer Zukunft zur Mehrheit.
... die Integration zu stärken und Parallelgesellschaften zu vermeiden

Das Wahlrecht, indem es der ausländischen Bevölkerung ermöglicht, anerkannt und vertreten zu werden, unterstützt die Integration der Ausländer in Luxemburg; während eine Verweigerung dieses Rechts sie daran hindert, sich an der nationalen Politik zu beteiligen. Dies kann zu Parallelgesellschaften führen und sogar andere stärkere und kommunitaristische Formen an Forderungen hervorbringen. Die Bemühungen zur Integration sind ein gegenseitiger Prozess, sowohl von Seiten der Zuwanderer, als auch von Seiten der Empfänger-Gesellschaft.

... die Gesellschaft dynamischer zu gestalten und Luxemburg eine Vorreiterrolle in Europa zu geben
Die Öffnung des Wahlrechts für alle ist keine Konzession an die Ausländer, die die luxemburgische Gesellschaft schwächen würde, sondern ein Beitrag zu einer dynamischeren Gesellschaft. Alle Bürger dazu einzuladen an den Debatten, die die ansässige Bevölkerung betreffen, teilzunehmen, erlaubt es andere Meinungen und Kompetenzen wahrzunehmen und zu nutzen. Eine Erweiterung des Wahlrechts würde auch zu einem besseren und repräsentativeren Bild der sozialen Vielfalt der aktiven Bevölkerung bei den Wahlen führen..Auf diese Weise kann die Lösungsfindung bezüglich der Herausforderungen mit denen unser Land heute und in der Zukunft konfrontiert ist, erleichtert werden. 
Als Land mit dem stärksten Ausländeranteil in Europa, ist es Luxemburgs Aufgabe, anderen Ländern in der EU den Weg zu weisen. Luxemburg, das oft nur als Finanzplatz angesehen wird, würde sich so auch als politisches und soziales Modell in Europa behaupten.

... zu erkennen, dass der Fremde gar nicht so fremd ist und dass der Unterschied Luxemburger/Ausländer eigentlich ziemlich oberflächlich ist

2014, stammen 86,13% der in Luxemburg ansässigen Ausländer aus einem anderen EU-Land. Sie können bereits wählen und sich als Kandidat bei Europawahlen aufstellen. Sie sind, wie die Luxemburger auch, Bürger der EU (juristische Qualität, die durch den Vertrag von Maastricht festgelegt wurde). Was unterscheidet die Ausländer von den Luxemburgern wirklich, außer dass sie keinen luxemburgischen Pass besitzen? 
Argumente GEGEN das Wahlrecht...





... und warum man sie verwerfen kann

Gegen das allgemeine Wahlrecht werden vier Arten von Argumenten vorgeschoben. Zuerst die, die sich auf die nationale Souveränität beziehen. Dann gibt es die, die an der kulturellen Identität festhalten und die Öffnung des Wahlrechts als zu "großzügig" und somit als Integrationsbremse betrachten. Es gibt auch solche, die von der Gefahr einer Destabilisierung der politischen Landschaft reden. Und schließlich gibt es jene, die sich auf ein vermeintliches Desinteresse der Ausländer stützen.
Nationale Souveränität / Nationalität: Das Wahlrecht muss jenen vorbehalten werden, die luxemburgische Staatsbürger sind. Um Wählen zu können muss man die Staatsbürgerschaft erwerben.
Für einige würde es genügen, die luxemburgische Staatsangehörigkeit großzügiger allen daran interessierten Ausländern anzubieten. Das wird allerdings nicht das Problem lösen.
Erstens, gibt es immer noch Länder, die eine doppelte Nationalität verweigern. Deren in Luxemburg lebenden Landsleute wären dann gezwungen, sich für eine Nationalität zu entscheiden.

Des Weiteren, ist die Vorgehensweise beim Erwerb der Nationalität und beim Erwerb des Wahlrechts unterschiedlich. Eine Nationalität annehmen impliziert eine emotionale Bindung, die Identifikation mit einer Geschichte und einer gemeinsamen Kultur. Das Wahlrecht ist hingegen ein ziviler Akt bei dem eine Person ihr Vertrauen ausspricht indem es ihre Stimme einer Person oder politischen Partei gibt, die nach ihrem Verständnis die besten Antworten auf die Probleme und Herausforderungen hat, die sie in ihrem Leben in Luxemburg beschäftigen.
Schließlich gibt es auch die steigenden Zahl derjenigen (insbesondere Staatsbürger eines anderen EU Mitgliedslandes), die über einen längeren Zeitraum, jedoch aus beruflichen Gründen nicht ihr ganzes Leben in Luxemburg leben. Sie würden gerne die politischen Entscheidungen, die ihren Alltag bestimmen, mitentscheiden ohne die Luxemburger Staatsbürgerschaft annehmen zu müssen. Soll ihnen das Mitbestimmungsrecht bei der demokratischen Gestaltung in Luxemburg verwehrt bleiben? Müsste etwa eine Person die 10 Jahre in Frankreich, 15 Jahre in Luxemburg, 5 Jahre in Deutschland lebt und die sich zur Rente nach Griechenland zurückzieht, 4 Staatsbürgerschaften erlangen, um an politischen Entscheidungen teilnehmen zu können?

Kulturelle Identität: Das Wahlrecht erfordert die Identifikation mit den luxemburgischen Werten inklusive die Beherrschung der Sprache
Die genannten Argumente stützen sich alle auf drei falsche Annahmen:

Die erste geht davon aus, dass die luxemburgische Identität auf einer zeitlich unveränderten Definition gründet.
Die zweite geht von der Behauptung aus, dass alle Inhaber eines luxemburgischen Passes sich in der "einzigartigen" Identität wiederfinden und all ihre Aspekte kennt.
Die dritte setzt voraus, dass die Einbürgerung die alleinige Bedingung der Integration ist.

Die luxemburgische Identität ist jedoch weitaus komplexer, als diese Annahmen glauben machen. Wir haben die Zeiten in denen wir uns, zwischen Großmächten eingegrenzt, mit der Devise 'Mir wëlle bleiwen wat mir sinn' identifiziert haben, weit hinter uns gelassen. Die Identität unseres Landes, und somit sein Reichtum, besteht heute in seiner Vielfältigkeit und seiner Fähigkeit sich kontinuierlich an die Entwicklungen in Europa und der ganzen Welt anzupassen; und zwar Dank der Kompetenzen, die wir durch die Multikulturalität errungen haben.
Was die Sprache angeht, kann nicht geleugnet werden, dass die luxemburgische Sprache progressiv zu einem grundlegenden Element der so genannten Luxemburger Identität geworden ist. Es ist auch richtig, dass die politischen Debatten ausschließlich auf Luxemburgisch stattfinden, sei es in der Abgeordnetenkammer, wo die luxemburgische Sprache allerdings erst seit den 80er Jahren systematisch im Gebrauch ist, oder in den Parteien. Auf dieser Grundlage jedoch die Forderung zu stellen, das Beherrschen der luxemburgischen Sprache, zu einer Voraussetzung für das Teilhaben am politischen Geschehen zu machen, ist überspitzt und nicht realistisch. Heute ist es wahrscheinlich eher die Mehrsprachigkeit, die die luxemburgische Gesellschaft charakterisiert.
Destabilisierung der politischen Landschaft: Das allgemeine Wahlrecht begünstigt die Entstehung einer Parallelgesellschaft und die Extreme
Diese Argumente sind wenig glaubwürdig. Sie gründen auf einer eher simplistischen Sicht sowohl der nationalen als auch ausländischen Bevölkerung. Als hätten sowohl Luxemburger einerseits und Nicht-Luxemburger andererseits jeweils vergleichbare und gemeinsame Interessen, die sich jedoch grundsätzlich von denen der anderen Bevölkerungsgruppe unterscheiden würden. Dies ist selbstverständlich falsch. Die Wählerschaft ist kein geschlossenes Ganzes, sondern besteht aus zahlreichen Strömungen und politischen Auffassungen, sowohl auf Seiten der Luxemburger, als auch auf Seiten der Ausländer. Was jedoch alle Einwohner, Luxemburger und Nicht-Luxemburger, verbindet, ist das Bestreben nach Wohlstand, sozialem Frieden, sicheren Arbeitsplätzen und dem Wohlfühlen im Lande.
Fehlendes Interesse der Ausländer: Ausländer interessieren sich nicht für das Erlangen des Wahlrechts
Tatsächlich, haben nur 17% der Ausländer, die die Möglichkeit hatten sich auf den Wählerlisten während der letzten Kommunalwahlen einzuschreiben und nur 12% bei den Europawahlen, die nötigen Schritte eingeleitet. Es gibt mehrere Gründe, die die schwache Beteiligung erklären: das umständliche System der Einschreibungen auf den Listen, eine wenig überzeugende Kampagne, eine gewisse ‚Zurückhaltung‘ der Ausländer gegenüber dem neuen Recht und schließlich die Sprachbarriere sowie auch die Schüchternheit der Parteien, sich der neuen potentiellen Wählerschaft vollständig zu öffnen und deren effektive Beteiligung zu fördern.

Die 'wahren' Gründe der Vorbehalte - Lehren für die Kampagne! 
Wie kommt es denn, dass die Vorbehalte gegenüber der Öffnung des Wahlrechts weiterhin bestehen, wenn es mehr Argumente FÜR das allgemeine Wahlrecht gibt und die Argumente DAGEGEN verworfen werden können?

Hierauf gibt es drei Antworten:

· Zum einen, besteht die Angst vor den Ausländern, die bei einer Wahlbeteiligung, zum Verlust der "luxemburgischen Identität" und der luxemburgischen Sprache beitragen würden.

· Zum anderen, besteht die Tendenz mancher nationaler Kreise, die politische Macht weiter monopolisieren zu wollen.

· Schließlich gibt es auch die weit verbreitete Auffassung, dass jene die wählen möchten, sich ganz einfach einbürgern lassen sollten. 

Die Kampagne für das allgemeine Wahlrecht, sollte diese drei Bewegungsgründe / Vorbehalte / Zurückhaltungen, die bei vielen Personen tief verwurzelt sind, berücksichtigen. Es muss aufgezeigt werden, dass:

· die Ängste nicht gerechtfertigt sind, da die nationale Identität Ausdruck einer permanenten Entwicklung ist und dass diese Öffnung, keine Verarmung der luxemburgischen Identität bedeutet, sondern sie im Gegenteil bestärkt. Von außen betrachtet (z.B. von den Wirtschaftsakteuren) sind der internationale Charakter und die Mehrsprachigkeit bereits Bestandteil der Identität des Landes. 

· jede Art von exklusivem Schutz der Interessen eines Teils der Bevölkerung, auch wenn er auf kurze Dauer vielleicht Vorteile bringen mag, für die Gesamtbevölkerung, (die Luxemburger miteinbegriffen) auf längere Dauer schädlich ist, wie jede Art von Protektionismus. Und dass durch die Einschließung aller 'vitalen Kräfte' langfristig das Wohlsein und das harmonische Miteinander aller Bevölkerungsteile garantiert wird.

· die Bewilligung der Nationalität, sei sie auch ‚großzügiger‘, das demokratische Defizit unserer Gesellschaft nicht kompensieren kann. Zum einen, bleibt die Einwanderungsrate bei einer weiter alternden nationalen Bevölkerung in Luxemburg sehr hoch. Zum anderen, stößt der Erwerb der luxemburgischen Nationalität im Vergleich zum Wahlrecht, bei der aus EU-Staaten stammenden Bevölkerung in Luxemburg, die fast 90% der Ausländer darstellt nicht notwendiger Weise auf ein großes Interesse. Worin besteht der Mehrwert einer besonderen Nationalität in einem zunehmend politisch integrierten Europa?

� 'Nationales' Wahlrecht - National Voting Rights


� Der Maastricht Vertrag von 1992: Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines �HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Mitgliedstaaten_der_Europ%C3%A4ischen_Union"�Mitgliedstaates� besitzt ". Die Bürger Europas können wählen und gewählt werden sowohl bei �HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Europawahl"�Europawahlen� als auch bei �HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Kommunalwahl"�Kommunalwahlen� des Landes in dem sie (länger als 3 Monate) wohnhaft sind.


Die Existenz der Europäischen Bürgerinitiativen, gegründet am 1. April 2012, hat die Initiative "Let me vote" ins Leben gerufen, die sich für das Wahlrecht aller europäischer Bürger in den jeweiligen Ländern der EU in denen sie wohnhaft sind, einsetzt. 


� Selbst wenn wir die Bestimmungen zur Einbürgerung erleichtern.





